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Antrag 

der Abgeordneten Angelika Beer, Dr. Helmut Lippelt, Gerd Poppe 
und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Stärkeres politisches Engagement der Bundesrepublik Deutschland 
in Bosnien-Herzegowina 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Seit Beginn der serbischen Angriffe vor mehr als drei Jahren wird 
das multi-kulturelle Bosnien-Herzegowina humanitär und poli- 
tisch von der Bundesrepublik Deutschland unterstützt. 

Deutsche und mit deutscher Hilfe substantiell geförderte euro- 
päische humanitäre Initiativen tragen wesentlich zur Sicherstel- 
lung der Versorgung der Menschen in Bosnien-Herzegowina bei. 

Ein weit über die humanitäre Versorgung der betroffenen Men- 
schen hinausgehendes Beispiel ist die mit prominenter deutscher 
Unterstützung realisierte EU-Verwaltung für Mostar in der Herze- 
gowina, die von Hans Koschnik geleitet wird. 

Gleichzeitig bleibt das deutsche politische Engagement in den 
zentralbosnischen Gebieten und seiner eingeschlossenen Haupt- 
stadt Sarajewo deutlich hinter den objektiven Möglichkeiten zu- 
rück. 

Der Bundesminister des Auswärtigen, Dr. Klaus Kinkel, hat anläß- 
lich seines Besuches in Sarajewo mit seiner Zusage für eine um- 
fassende deutsche Unterstützung des Kosevo-Krankenhauses, der 
zentralen Universitätsklinik der bosnischen Hauptstadt, ein er- 
mutigendes Zeichen gesetzt, das mit großen Hoffnungen auf der 
bosnischen Seite begrüßt wurde. 

Um so wichtiger ist es deshalb, auch auf anderen Gebieten eines 
betonten deutschen Engagements für die Stärkung der Strukturen 
einer zivilen bosnischen Gesellschaft hervorzutreten, um das 
multi- ethnische bosnische Gesellschaftsmodell nachhaltig zu 
stärken. 

Hier gilt es insbesondere, die Anstrengungen von Botschafter 
Eagleton, des VN-Sonderkoordinators für die Wiederingangset- 
zung der Funktionen der Stadt Sarajevo, substantiell und finan- 
ziell Umsetzen zu helfen. 
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Während andere europäische Partner in Sarajevo mit eigenen 
bilateralen Kulturinstituten und voll funktionsfähigen Botschaften 
präsent sind, verfügt die Deutsche Botschaft in der Hauptstadt von 
Bosnien-Herzegowina nicht einmal über eine eigene Konsularab- 
teilung - mit weitreichenden Folgen für die bilateralen Beziehun- 
gen zwischen Deutschland und Bosnien-Herzegowina. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

Trotz des drohenden Endes des Waffenstillstandes in Bosnien- 
Herzegowina und trotz der objektiven Begrenztheit der hier 
geforderten Maßnahmen 

— der Wiederaufbaubehörde des „SCSG'\ des Special Coordina- 
tor of the Secretary General for Sarajevo, Botschafter Eagleton, 
sofort und unbürokratisch alle erforderlichen Finanzmittel, ins- 
besondere die bereits von Deutschland zugesagte Unterstüt- 
zung, zur Verfügung stellen zu helfen, 

— die Deutsche Botschaft in Sarajevo umgehend sachlich und 
personell in die Lage zu versetzen, daß sie ihren Aufgaben als 
diplomatische Vertretung der Bundesrepublik Deutschland 
voll, auch im konsularischen Bereich, gerecht werden kann, 

— die Einrichtung eines Deutsch-Bosnischen Kulturinstituts, ana- 
log zur in Sarajevo arbeitenden „Alliance Frangaise" , zu prüfen 
und alsbald zu veranlassen. 

Bonn, den 23. März 1995 

Angelika Beer, 

Dr. Helmut Lippelt 
Gerd Poppe 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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